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 Editorial 
In ein paar Tagen beginnen die olympischen Spiele in Rio de Janeiro. 
Bei 25 von insgesamt 28 Sportarten ist Deutschland durch insgesamt 
450 Teilnehmer vertreten. Wir freuen uns auf schöne Bilder, große Mo-
mente und viele deutsche Erfolge. 
 
Die Erbschaftsteuer geht wieder einmal in die Verlängerung! Beim Sport 
mag das ja einen gewissen Unterhaltungswert haben, bei Gesetzge-
bungsverfahren, die für viele Familienunternehmen von existenzieller 
Bedeutung sind, ist das mehr als ärgerlich. Nachdem der Bundestag 
den Entwurf des neuen Erbschaftsteuerrechts Ende Juni beschlossen 
hatte, erhielt der Gesetzentwurf danach im Bundesrat nicht die erforder-
liche Zustimmung. Eine Mehrheit der Länder sprach sich vielmehr dafür 
aus, den Vermittlungsausschuss von Bundestag und Bundesrat mit 
einer "grundlegenden" Überarbeitung zu beauftragen. Daraufhin hat sich 
auch das Bundesverfassungsgericht eingeschaltet und den Gesetzge-
ber aufgefordert, unverzüglich zu handeln. Ansonsten könnte das Ge-
richt das Gesetz für nichtig erklären. Diese Hängepartie ist wenig erfreu-
lich und verzögert mögliche Gestaltungsempfehlungen. Wir halten Sie 
natürlich über die Entwicklung auf dem Laufenden. 
 
Im Sommer möchte man vor allem eines: Raus in die Sonne! Dennoch, 
auch wenn man noch gar nicht daran denken mag, steht bei vielen wie-
der die Planung der Weihnachtsfeier an. Warum nicht einmal ins Ballett 
oder zu einer Eisrevue gehen? Unser heutiger Interviewpartner, Herr
Andrey Kolotenko, bietet eine Vielzahl von Veranstaltungen an. In unse-
rem Interview stellt er sein Unternehmen, die ATIS Production GmbH, 
vor. 
 
Unsere neue UHY-Website ist seit Kurzem online. Der Look der neuen 
Website: klar, aufgeräumt und aktueller denn je. Wir freuen uns auf 
Ihren Besuch! In diesem Sinne wünschen wir Ihnen wie immer viel Spaß 
beim Lesen unseres NEWSletter. 
 
Herzlich 
Ihre 

 

 

Dr. Ulla Peters 
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 Interview mit Andrey Kolotenko, 
Geschäftsführer der ATIS Productions GmbH 

 Herr Kolotenko, Sie sind sowohl bekannt als 
Soloartist des ‚Cirque du Soleil‘ als auch als 
Produzent und Regisseur. Wie kam es zu 
solch einem facettenreichen Betätigungs-
feld? 
 

„Schon als Kind wollte ich Artist werden. Ge-
wagte und spektakuläre Akrobatik-Kunststücke
haben mich immer begeistert und in mir den 
Wunsch geweckt, die Zirkuswelt näher kennen-
zulernen. Darüber hinaus war ich ein sportlicher 
Junge und wollte meine Begabung im Sport 
auch professionell weiter entwickeln. Im Jahr 
1998 absolvierte ich erfolgreich die Internatio-
nale Zirkus-Akademie und setzte mir zum Ziel,
Soloartist eines weltbekannten Zirkus zu wer-
den. Zahlreiche Shows europaweit, täglich 
sechsstündiges Training, endloses Streben 
nach Perfektion - nur so konnte ich mein Ziel 
erreichen und die höchste technische Präzision 
präsentieren. Und mein Traum wurde wahr! Von 
2011 bis 2015 arbeitete ich als Soloartist des 
‚Cirque du Soleil‘ in Las Vegas und erlebte dort 
eine sehr erfolgreiche und unvergessliche Zeit.  
 
 
 

 
Andrey Kolotenko beim Cirque du Soleil 
 
 

Dennoch sollte man immer vorwärts gehen und 
nie aufhören sein Potenzial weiter zu verwirkli-
chen. Im Jahr 2011 absolvierte ich mein Studi-
um im Studiengang Regie in den Bereichen  

 Theater, Kino und Zirkus in der Kyiv National I. 
K. Karpenko-Kary Theatre, Cinema and Televi-
sion University. Meine Kreativität und meine 
innovativen Ideen im Kulturbereich setze ich 
jetzt durch meine Tätigkeit als Produzent und 
Regisseur ein und versuche, die faszinierende
Zirkuswelt auch den anderen Menschen nahe-
zubringen.“ 
 
Anfang 2015 gründeten Sie außerdem die 
Veranstaltungsagentur ATIS Production
GmbH. Welche Idee genau steckt dahinter? 
 
„Die Agentur fokussiert sich auf Konzeption, 
Planung, Organisation und Durchführung von
nationalen und internationalen Tournee- und 
Gastspielen, Shows und Kulturveranstaltungen, 
außergewöhnlichen Kundenevents, PR-Kam-
pagnen sowie Kongressen und Tagungen. Un-
ter dem Motto „Etwas für jeden und viel Kultur 
für alle!“ bietet ATIS Production ein facettenrei-
ches Spektrum für jedes Alter und jeden Ge-
schmack an.“ 
 

 
Russian Circus on Ice 
 
 

Welche aktuellen Projekte verfolgen Sie 
zurzeit? 
 
„Zusammen mit unserem Partner Agenda Pro-
duction veranstalten wir die Europatournee des 
Russischen Nationalballetts in der Spielzeit 
vom Dezember 2016 bis März 2017 sowie die 
Europatournee des Russian Circus on Ice vom 
11. Dezember 2016 bis 19. Februar 2017. In 64 
europäischen Städten wird der Russian Circus 
on Ice seine drei neuesten Eis-Produktionen „Ein 
Wintermärchen“, „Die Schneekönigin on Ice“ 
und „Schneewittchen on Ice“ präsentieren. Das  
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 Interview mit Andrey Kolotenko, 
Geschäftsführer der ATIS Productions GmbH 

 schwungvoll elegante Eisballett kombiniert mit 
großartigem russischem Zirkusprogramm er-
schafft ein wahrhaft magisches Spektakel für 
die ganze Familie. Zuschauer werden alles 
erleben, was man vom traditionellen Zirkus 
kennt: grandiose Akrobatik, Jongleure, Hoch-
seilkünstler, Eiskunstläufer, Luftring, Einrad-
Auftritte, Clowns - alles auf Eis und alles auf 
Kufen! Im Tempodrom Berlin wird der Russian 
Circus on Ice mit seiner Eis-Show „Snow 
Queen on Ice“ am 15. Januar 2017 gastieren.“ 
 

 
Russian Circus on Ice 
 
Welche Ziele verfolgen Sie für die Zukunft 
und welchen Herausforderungen müssen 
Sie sich hierfür stellen? 
 
„Unser Ziel ist eine der marktführenden Veran-
staltungsagenturen in Europa zu werden und
innovative, außergewöhnliche und höchstquali-
tative Produktionen im Bereich des gehobenen 
„Live-Entertainments“ - Genremix aus Artistik, 
Tanz, Theater und Musik – auf national und 
international renommierten Bühnen zu präsen-
tieren. Unsere Mission dabei ist, Menschen 
unterschiedlichen Alters mit der unerschöpfli-
chen und vielseitigen Kulturwelt zu begeistern 
und mehr Glück in ihr Leben zu bringen.“ 

 Was reizt Sie persönlich an Ihrer Tätigkeit? 
 
„An meiner Tätigkeit mag ich am liebsten, dass 
wir unsere Zuschauer in das Zauberreich ent-
führen, wo das Gute und das Schöne herr-
schen, wo alle Träume in Erfüllung gehen kön-
nen und wohin man auch als Erwachsener im-
mer wieder zurückkehren möchte.“ 
 

 
Andrey Kolotenko 
 
Wie kamen Sie in Kontakt mit UHY? 
 
„UHY wurde uns vom Rechtsanwalt und Notar 
Uwe Zimmer empfohlen, mit dem wir gerne
zusammenarbeiten. Daher nahmen wir seine 
Empfehlung auch dankend an und haben für 
die laufende Betreuung unserer Gesellschaft 
einen guten Partner gefunden. 
 
Durch unsere auch internationale Tätigkeit wer-
den wir häufig mit steuerlichen Sonderthemen
konfrontiert, die wir durch die kompetente Bera-
tung von Frau Dr. Peters gut bewältigen kön-
nen. 
 
Was die Zusammenarbeit mit UHY ebenfalls 
sehr angenehm macht, ist die sprachliche Fle-
xibilität. Fachgespräche in der Muttersprache-
mit UHY-Mitarbeitern zu führen, erleichtert eini-
ges.“ 
 
Herr Kolotenko, haben Sie vielen Dank für 
dieses interessante Interview. Wir wünschen 
Ihnen für alle Ihre Vorhaben viel Erfolg! 
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 Einführung des § 6b (2a) EStG für Investitionen innerhalb der 
EU – Gestaltungsmodell oder fehlende Weitsicht des Gesetz-
gebers? 
Michael Huke, StB, UHY Lauer & Dr. Peters KG, Berlin 

 Problemstellung 
 
Die Begünstigung des § 6b EStG ermöglicht es 
Steuerpflichtigen, Gewinne aus der Veräußerung 
bestimmter Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-
gens – bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen 
– steuerneutral auf neu angeschaffte oder herge-
stellte Wirtschaftsgüter zu übertragen oder in eine 
steuerfreie Rücklage einzustellen. Sinn und Zweck 
dieser Regelung ist es, steuerliche Hemmnisse für 
betriebswirtschaftlich notwendige Veräußerungen 
und damit verbundene Neuinvestitionen zu redu-
zieren.1 Die Besteuerung des Veräußerungsge-
winns würde zu einer Minderung des Reinvestiti-
onsvolumens führen und somit negative Auswir-
kungen auf das Investitionsverhalten der Unter-
nehmen haben. 
 
Das Problem an der Regelung ist jedoch, dass 
eine Begünstigung nach § 6b EStG bislang nur 
bei Veräußerungen und Investitionen im Inland 
möglich war. Die Anwendung dieser Vorschrift 
setzt nämlich voraus, dass das neu angeschaffte 
oder hergestellte Wirtschaftsgut zum Anlagever-
mögen einer inländischen Betriebsstätte gehören 
muss. Diese Anwendungsvoraussetzung sorgte 
bereits seit längerer Zeit für europarechtliche Be-
denken, da eine Beschränkung auf inländische 
Investitionen dem Prinzip der Niederlassungsfrei-
heit gem. Art. 49 AEUV entgegenstehen könnte. 
Dieser Auffassung folgte nun auch der EuGH mit 
seinem Urteil vom 16.04.2015 und erklärte, dass 
die Beschränkung des § 6b EStG auf Investitionen 
im Inland gegen EU und EWR-Recht verstößt. In 
seiner Urteilsbegründung führt der EuGH aus, 
dass er eine Stundung der Steuer als alternative 
zur Sofortbesteuerung für eine zweckmäßige 
Lösung erachtet, um die Ungleichbehandlung von 
EU-Investitionen im Vergleich zu Inlandsinvestiti-
onen zu beseitigen.2 Damit folgte er nicht der 
Forderung der EU-Kommission, die für eine Er-
weiterung des § 6b EStG auf Investitionen inner-
halb des EU/EWR-Raumes plädierte und damit 
eine komplette Gleichstellung zu Investitionen im 
Inland erreichen wollte. 
 
 
 
______________________________________________________________________ 
1 Vgl. BT-Drs. IV/2400, S. 62 
2 Vgl. Sydow, NWB 2015 – Nr. 27, S. 1982 

 Gesetzesänderung durch das Jahressteuerge-
setz 2015 
 

Der deutsche Gesetzgeber hat auf das EuGH 
Urteil reagiert und im Zuge des Steueränderungs-
gesetzes 2015, den § 6b EStG um einen Absatz 
2a erweitert.3 Entsprechend den o. g. Vorgaben 
des EuGH wurde jedoch nicht der Inlandsbezug 
beseitigt, sondern ein Stundungsmodell imple-
mentiert. Im Rahmen des § 6b (2a) EStG wird 
dem Steuerpflichtgen ein antragsgebundenes, 
befristetes Wahlrecht auf zinslose Steuerstundung 
eingeräumt.4 Konkret bedeutet diese, dass die 
festgesetzte Steuer, auf den Gewinn aus der Ver-
äußerung begünstigter Wirtschaftsgüter, in fünf 
gleichen Jahresraten entrichtet werden kann, 
wenn im Jahr der Veräußerung bzw. in den fol-
genden vier Wirtschaftsjahren übertragungsfähige 
Reinvestitionsobjekte in einer EU-/EWR-
Betriebsstätte angeschafft werden.5 Zu den be-
günstigten Wirtschaftsgütern zählen: 
 

· Grund und Boden, 
· Gebäude,  
· Aufwuchs auf Grund und Boden, 
· Binnenschiffe. 

 

Eine Begünstigung von Gewinnen aus der Veräu-
ßerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften 
analog zu  § 6b (10) EStG ist im Gesetzestext 
nicht vorgesehen. Es ist jedoch kein sachlicher 
Grund ersichtlich, weshalb das o. g. EuGH-Urteil 
nicht auch auf diese Fälle Anwendung finden soll, 
sodass insoweit erneut ein Verstoß gegen die 
Niederlassungsfreiheit vorliegen würde.6 Zweck 
der Neuregelung ist es, den Inlandsbezug für 
begünstigte Reinvestitionsgüter zu beseitigen.7
Der Kreis der begünstigungsfähigen Wirtschafts-
güter sollte folglich nicht verändert werden. Der 
§ 6b (2a) EStG ist im Rahmen einer europa-
rechtskonformen Auslegung daher auch auf die 
Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaf-
ten auszudehnen.8 An dieser Stelle wäre jedoch 
eine redaktionelle Anpassung des Gesetzestextes 
durch den Gesetzgeber wünschenswert. 
______________________________________________________________________ 
3 Vgl. StÄndG 2015 v. 2.11.2015, BGBl I 2015, S. 1834 
4 Vgl. Loschelder, DStR 1-2/2016, S. 10 
5 Vgl. § 6b (2a) EStG 
6 

Vgl. Loschelder, DStR 1-2/2016, S. 11 
7 

Vgl. BT-Drs. 18/6094, 2015, S. 81 

8 
Vgl. Loschelder, in: Schmidt, EStG, 2016, § 6b EStG Rn. 54 
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EU – Gestaltungsmodell oder fehlende Weitsicht des Gesetz-
gebers? 

 Das Wahlrecht zur Steuerstundung ist für die 
Zukunft sowie auf alle noch offenen Altfälle an-
wendbar. Alternativ hierzu, hat der Steuerpflichti-
ge natürlich die Möglichkeit der Sofortversteue-
rung. 
 
Gestaltungsmöglichkeiten für den Steuer-
pflichtigen? 
 
Voraussetzung für die Anwendung der Steuer-
stundungsregelung ist die Reinvestition des Ver-
äußerungsgewinnes in begünstigungsfähige Wirt-
schaftsgüter innerhalb einer EU-/EWR-Betriebs-
stätte. Eine tatsächliche Reinvestitionsabsicht des 
Steuerpflichtigen bei Antragsstellung ist laut Ge-
setzesbegründung jedoch nicht erforderlich. Viel-
mehr ist es ausreichend, wenn eine Reinvestition 
im Zeitpunkt der Antragstellung objektiv möglich 
ist. Eine Reinvestition ist auch dann objektiv mög-
lich, wenn der Steuerpflichtige bei Antragstellung 
über keine Betriebsstätte im EU-/EWR-Ausland 
verfügt.9 So scheint für die Inanspruchnahme der 
Steuerstundung eine unternehmerische Tätigkeit 
(im Inland) mit der Möglichkeit zukünftiger ge-
schäftlicher Aktivitäten innerhalb der EU/EWR 
ausreichend. 
 
Welche Konsequenzen ergeben sich jedoch, 
wenn der Steuerpflichtige die Steuerstundung in 
Anspruch genommen hat, aber innerhalb der Re-
investitionsfrist von vier Jahren keine Investition in 
einer EU-/EWR-Betriebstätte vorgenommen hat? 
Die Antwort auf diese Frage lautet: (derzeit) Kei-
ne! 
 
Anders als bei einer steuerfreien Rücklage 
(§ 6b (3) EStG), die bei fehlender Reinvestition 
aufzulösen ist und mit einem „Strafzuschlag“ 
i. H. v. 6 % p. a. bedacht wird, ergibt sich eine 
solche Bestrafung beim rückwirkenden Wegfall 
der Steuerstundung nicht. Auch eine anderweitige 
„Strafverzinsung“ scheint nach derzeitiger Geset-
zeslage nicht vorgesehen zu sein, da explizit ge-
regelt ist, dass die zu entrichtenden Jahresraten 
nicht zu verzinsen sind. In den Fällen, in denen es 
zu keiner Reinvestition kommt, ist die Steuerstun-
dung i. S. d. § 6b (2a) EStG somit deutlich attrak-
tiver als die Bildung einer steuerfreien Rücklage
i. S. d. § 6b (3) EStG.10 Auch die verfahrensrechtli-
chen Möglichkeiten zur Änderung der Stundung 
führen hier zu keinem anderen Ergebnis. Insbe- 

 sondere die Möglichkeit der (nachträglichen) Fest-
setzung von Stundungszinsen (§ 234 AO) scheint 
hier nicht in Betracht zu kommen. Vor diesem 
Hintergrund und mit der Erkenntnis, dass bei In-
anspruchnahme der Steuerstundungsregelung 
weder eine Reinvestitionsabsicht des Steuerpflich-
tigen noch eine Betriebsstätte in einem EU-/EWR-
Mitgliedsstaat vorhanden sein muss, eröffnen sich 
für den Steuerpflichtigen erhebliche Gestaltungs-
spielräume. 
 
Fazit 
 
Der deutsche Gesetzgeber hat auf das EuGH-
Urteil vom 16.04.2015 reagiert und die europa-
rechtlichen Vorgaben durch die Anpassung des 
§ 6b EStG im Rahmen des Steueränderungsge-
setzes 2015 umgesetzt. Neben einigen redaktio-
nellen Mängeln (z. B. bei Veräußerung von Antei-
len an Kapitalgesellschaften) stellt sich aktuell die 
Frage, wie sich die Steuerstundung bei fehlenden 
Reinvestitionen darstellt. Nach überwiegender 
Literaturmeinung und nach aktueller Gesetzeslage 
ist für diesen Fall keine Sanktion in Form einer 
„Strafverzinsung“ vorgesehen. Im Vergleich zur 
6 %-igen Verzinsung beim Auflösen einer Rückla-
ge nach § 6b (3) EStG ist diese Vorgehensweise
mehr als erstaunlich und eröffnet den Steuer-
pflichtigen erhebliche Gestaltungsspielräume. 
Konkret bedeutet dies, dass Steuerpflichtige – bei 
Vorliegen der übrigen Voraussetzungen – eine 
Steuerstundung i. S. d. § 6b (2a) EStG ohne kon-
krete Reinvestitionsabsicht beantragen könnte, 
um eine zinslose Steuerstundung zu erwirken. Ob 
dies vom Gesetzgeber tatsächlich so gewollt war, 
ist nur schwer vorstellbar. Unabhängig davon, ob 
oder wie der Gesetzgeber auf diese Sanktions-
freiheit reagiert, bleibt für Steuerpflichtige ohne 
eine konkrete Reinvestitionsabsicht festzuhalten, 
dass bei der Wahl zwischen steuerfreier Rücklage 
oder Steuerstundung, die Stundung nach 
§ 6b (2a) EStG zu präferieren wäre. Eine Schlech-
terstellung zum Strafzuschlag von 6 % analog zur 
Rücklagenbildung, würde auch durch eine Nach-
besserung des Gesetzgebers vermutlich nicht 
erfolgen. 

 
______________________________________________________________________ 
9   Vgl. Loschelder, DStR 1-2/2016, S. 12 
10 Vgl. Loschelder, DStR 1-2/2016, S. 13 
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 Anwendungsfragen im Zusammenhang mit 
den neuen Bewertungsregeln für Pensions-
rückstellungen 
 
Am 17. März 2016 ist das „Gesetz zur Umset-
zung der Wohnimmobilienkreditrichtlinie und 
zur Änderung handelsrechtlicher Vorschriften“ 
und damit die Änderung der Bewertungsregeln 
für Pensionsrückstellungen in Kraft getreten 
(siehe hierzu auch UHY NEWSletter aus April 
2016). Mit einigen Anwendungsfragen im Zu-
sammenhang mit den Neuregelungen hat sich 
der Hauptfachausschuss (HFA) des Instituts 
der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) 
befasst. Dabei ist der HFA unter anderem zu 
den nachfolgenden Ergebnissen gelangt: 
 
1. Abzinsungssatz 
 
Ausschließlich Rückstellungen für Altersversor-
gungsverpflichtungen (Pensionsrückstellungen) 
werden nach den Neuregelungen mit dem 
durchschnittlichen Marktzinssatz der vergange-
nen zehn Geschäftsjahre abgezinst. Bei allen 
übrigen Rückstellungen bleibt es zwingend bei 
der Betrachtung über sieben Jahre. Demnach 
werden z. B. auch Rückstellungen für mit Al-
tersversorgungsverpflichtungen vergleichbare 
langfristig fällige Verpflichtungen (z. B. Alters-
teilzeitverpflichtungen oder Verpflichtungen aus 
Lebensarbeitszeitkonten) weiterhin mit dem 
durchschnittlichen Marktzinssatz der vergange-
nen sieben Geschäftsjahre bewertet. Da die 
neuen Regelungen in den für alle Kaufleute 
geltenden Vorschriften des HGB verortet sind, 
haben nicht nur Kapitalgesellschaften und haf-
tungsbeschränkte Personenhandelsgesell-
schaften, sondern auch Einzelkaufleute und 
nicht-haftungsbeschränkte Personenhandels-
gesellschaften die Pensionsrückstellungen in 
ihren handelsrechtlichen Abschlüssen für Ab-
schlussstichtage nach dem 31. Dezember 2015 
verpflichtend mit dem von der Bundesbank 
bekannt gegebenen zehn-Jahresdurchschnitts-
zinssatz zu bewerten. Für diese Abschluss-
stichtage ist eine Abzinsung mit dem sieben-
Jahresdurchschnittszinssatz nicht mehr zuläs-
sig (kein Wahlrecht). 

 2. Ausschüttungssperre nach § 253 Abs. 6 
Satz 2 HGB 
 
Von den neuen Regelungen betroffene Unter-
nehmen haben in Zukunft zu jedem Abschluss-
stichtag den Wert der Pensionsrückstellungen 
sowohl mit dem zehn-Jahresdurchschnitts-
zinssatz als auch mit dem sieben-Jahres-
durchschnittszinssatz zu ermitteln und den Un-
terschiedsbetrag zwischen diesen beiden Wert-
ansätzen festzustellen. Gewinne dürfen künftig 
nur ausgeschüttet werden, wenn die nach einer 
Ausschüttung verbleibenden frei verfügbaren 
Rücklagen zzgl. eines Gewinnvortrags und 
abzgl. eines Verlustvortrags mindestens dem 
festgestellten Unterschiedsbetrag entsprechen. 
Insoweit können die neuen Regelungen zu 
einer faktischen Ausschüttungssperre führen. 
Laut HFA ist davon auszugehen, dass die Aus-
schüttungssperre nur für Kapitalgesellschaften, 
nicht aber für Einzelkaufleute sowie Personen-
handelsgesellschaften im Allgemeinen und 
auch nicht für haftungsbeschränkte Personen-
handelsgesellschaften i. S. d. § 264a HGB gilt, 
auch wenn die Regelung dazu in den für alle 
Kaufleute geltenden Vorschriften des HGB ver-
ankert ist. Es erscheint dem HFA zudem sach-
gerecht, die ausschüttungsgesperrten Beträge 
für die Frage des Wiederauflebens der Außen-
haftung eines Kommanditisten im Falle der 
Entnahme den ausschüttungsgesperrten Beträ-
gen des § 268 Abs. 8 HGB gleichzustellen. 
Auch sind nach HFA aus den Pensionsrückstel-
lungsbewertungen resultierende ausschüt-
tungsgesperrte Beträge und nach 
§ 268 Abs. 8 HGB ausschüttungsgesperrte Be-
träge addiert zu betrachten; eine isolierte Be-
trachtung dergestalt, dass frei verwendbares 
Eigenkapital für die Deckung der ausschüt-
tungsgesperrten Beträge nach den neuen Re-
gelungen einerseits und zugleich zusätzlich für 
die Deckung ausschüttungsgesperrter Beträge 
nach § 268 Abs. 8 HGB andererseits herange-
zogen wird, ist nicht zulässig. Wenn bereits 
nach § 268 Abs. 8 HGB ausschüttungsgesperr-
te Beträge vorliegen, erhöht sich folglich der 
ausschüttungsgesperrte Betrag durch das Vor-
liegen eines Unterschiedsbetrags gemäß 
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 § 253 Abs. 6 Satz 1 HGB. Die Berücksichtigung 
von entgegengesetzten Effekten auf angesetzte 
aktive oder passive latente Steuern bei der 
Bemessung der Ausschüttungssperre analog 
zu den Regelungen in § 268 Abs. 8 HGB er-
scheint dem HFA ebenfalls sachgerecht. 
 
3. Anhangangaben 
 
Der Unterschiedsbetrag zwischen der Bewer-
tung der Pensionsrückstellung mit dem zehn-
Jahresdurchschnittszinssatz und dem sieben-
Jahresdurchschnittszinssatz ist zu jedem Ab-
schlussstichtag im Anhang anzugeben. Wird 
kein Anhang aufgestellt, ist die Angabe unter 
der Bilanz zu machen. Grund hierfür ist, dass 
die Angabe dem durch die Umstellung der Ab-
zinsung erhöhten Informationsbedürfnis der 
Adressaten des Jahresabschlusses gerecht 
werden soll. Angabepflicht besteht auch dann, 
wenn für das betreffende Unternehmen die 
Regelung zur Ausschüttungssperre nicht anzu-
wenden ist. Folglich haben auch Einzelkaufleu-
te und Personenhandelsgesellschaften den 
Unterschiedsbetrag im Anhang oder unter der 
Bilanz anzugeben. 
 
4. Gewinn - und Verlustrechnung 
 
Die Erfolgswirkungen aus der erstmaligen An-
wendung des über die vergangenen zehn Ge-
schäftsjahre ermittelten Abzinsungssatzes sind 
als Zinssatzänderungseffekt entweder im Fi-
nanzergebnis oder im operativen Ergebnis zu 
erfassen. Die Ausübung dieses Ausweiswahl-
rechts hat unter Beachtung der bisherigen 
Wahlrechtsausübung des Unternehmens zu 
erfolgen. Eine Abweichung von der bisherigen 
Ausübung des Wahlrechts darf dem Gebot der 
Darstellungsstetigkeit folgend daher nur in be-
gründeten Ausnahmefällen mit entsprechender 
Angabe und Begründung im Anhang gesche-
hen. 

 5. Auswirkungen auf den Unterschiedsbetrag 
nach BilMoG 
 
Ergibt sich aus der Anwendung der Neurege-
lungen eine Minderung der Altersversorgungs-
rückstellungen, darf diese Verminderung nach 
Auffassung des HFA zunächst gegen etwaige 
noch ausstehende Zuführungsbeträge aus der 
BilMoG-Umstellung verrechnet werden („ver-
rechneter Ausweis“). Eine erfolgswirksame 
Auflösung von Altersversorgungsrückstellungen 
würde dann erst erfolgen, soweit den Auswir-
kungen aus den neuen Regelungen keine aus-
stehenden Zuführungsbeträge nach BilMoG 
mehr gegenüberstehen. Alternativ darf eine 
gesondert ausgewiesene zusätzliche Zuführung 
in Höhe der Auflösung wegen Zinssatzände-
rung (außerplanmäßige Zuführung noch aus-
stehender „BilMoG-Umstellungsbeträge“) und 
eine ebenfalls gesondert ausgewiesene Auflö-
sung wegen Zinssatzänderung vorgenommen 
werden („unverrechneter Ausweis“). Für Ab-
schlüsse für Geschäftsjahre, die nach dem 
31. Dezember 2015 beginnen, hat ein geson-
derter Ausweis innerhalb der „sonstigen be-
trieblichen Aufwendungen“ zu erfolgen. Beide 
Vorgehensweisen (verrechneter und unver-
rechneter Ausweis) stellen sicher, dass keine 
Rückstellungsbeträge aufgelöst werden, die 
infolge der „gestreckten“ aufwandswirksamen 
Erfassung des BilMoG-Umstellungsbetrags bis 
zum Abschlussstichtag noch nicht in vollem 
Umfang aufwandswirksam zugeführt wurden. 
 
CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz 
 
Im November 2014 wurde im EU-Amtsblatt die 
Richtlinie 2014/95/EU (CSR-Richtlinie) veröf-
fentlicht. Dieser folgend müssen bestimmte 
kapitalmarktorientierte Unternehmen erstmalig 
für am oder nach dem 1. Januar 2017 begin-
nende Geschäftsjahre eine nicht-finanzielle  
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 Informationen beinhaltende Erklärung publizie-
ren. Die Abkürzung CSR steht für Corporate 
Social Responsibility, übersetzbar mit „Unter-
nehmerische Gesellschaftsverantwortung“ oder 
„Unternehmerische Sozialverantwortung“. CSR 
umschreibt den freiwilligen Beitrag der Wirt-
schaft zu einer nachhaltigen Entwicklung, der 
über die gesetzlichen Forderungen (Compli-
ance) hinausgeht. Die Transformation der Richt-
linie in nationales Recht hat bis zum 
6. Dezember 2016 zu erfolgen. Das Bundesmi-
nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz 
(BMJV) hat am 11. März 2016 einen Referen-
tenentwurf zum CSR-Richtlinie-Umsetzungs-
gesetz vorgelegt, welcher eine Umsetzung der 
Richtlinie in deutsches Recht vorsieht. 
 
Der Gesetzesentwurf behandelt zwei Bereiche, 
um welche die handelsrechtlichen Berichts-
pflichten erweitert werden. Einerseits sieht der 
Entwurf eine Erweiterung des Lageberichts um 
eine sogenannte „nichtfinanzielle Erklärung“ 
vor, andererseits sollen börsennotierte Unter-
nehmen zusätzlich in der Erklärung zur Unter-
nehmensführung über ihr Diversitätskonzept 
berichten. 
 
Gemäß dessen müssen zunächst Kapitalge-
sellschaften, die 

1. als groß im Sinne von § 267 Abs. 3 
Satz 1 HGB eingestuft und 

2. kapitalmarktorientiert im Sinne vom 
§ 264d HGB sind sowie 

3. im Jahresdurchschnitt mehr als 
500 Mitarbeiter aufweisen 

erstmalig für Geschäftsjahre, die nach dem 
31. Dezember 2016 beginnen, jährlich eine 
nichtfinanzielle Erklärung veröffentlichen. Zu-
dem obliegen auch Kreditinstitute und Versiche-
rungen, die die Kriterien Nr. 1 und 3 erfüllen, 
diese Pflichten. 
 
Nach einer Beschreibung des Geschäftsmo-
dells ist in der nichtfinanziellen Erklärung über 
Umwelt-, Arbeitnehmer- und Sozialbelange
sowie die Achtung der Menschenrechte und die 

 Bekämpfung von Korruption und Bestechung zu 
berichten. Zudem ist es erforderlich, zu den 
einzelnen Punkten jeweils die Beschreibung der 
verfolgten Konzepte, der angewandten Due-
Diligence-Prozesse, die Ergebnisse dieser 
Konzepte, die wesentlichen Risiken sowie die 
wichtigsten nichtfinanziellen Leistungsindikato-
ren anzugeben. Falls ein Unternehmen aber 
beispielsweise über kein Konzept zur Bekämp-
fung von Korruption und Bestechung verfügt, 
hat es dies anstelle der geforderten Angaben in 
der nichtfinanziellen Erklärung klar und begrün-
det zu erläutern. 
 
Unter bestimmten Voraussetzungen können in 
Ausnahmefällen solche Angaben, die von er-
heblicher nachteiliger Wirkung für das berichts-
pflichtige Unternehmen sein können, weggelas-
sen werden. 
 
Zudem gibt es eine Konzernbefreiung für die 
Erweiterung des Lageberichts um die nichtfi-
nanzielle Erklärung, sofern ein berichtspflichti-
ges Tochterunternehmen in den Konzernab-
schluss eines Mutterunternehmens einbezogen 
wird, welches selbst eine nichtfinanzielle Erklä-
rung im Einklang mit der CSR-Richtlinie abgibt. 
 
Die bisherige Berichterstattungspflicht für bör-
sennotierte Unternehmen wird um die Be-
schreibung des Diversitätskonzepts, das im 
Hinblick auf die Zusammensetzung des vertre-
tungsberechtigten Organs und des Aufsichts-
rats in Bezug auf Aspekte wie beispielsweise 
Alter, Geschlecht, Bildungs- oder Berufshinter-
grund verfolgt wird, ausgedehnt. Die Ziele des 
Diversitätskonzepts sind ebenso zu erläutern
wie die Art und Weise der Umsetzung sowie die 
im Geschäftsjahr erzielten Ergebnisse. 
 
Betreffend den Ausweis der nichtfinanziellen 
Erklärung sieht der deutsche Gesetzgeber ein 
Wahlrecht vor, wonach diese entweder als Be-
standteil des Lageberichts veröffentlicht werden 
kann oder alternativ durch die Aufstellung eines 
eigenständigen nichtfinanziellen Berichts (z. B. 
eines auf der Grundlage des Rahmenwerks der 
Global Reporting Initiative (GRI) erstellten 
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 Nachhaltigkeitsberichts oder eines auf dem 
Framework des International Integrated Report-
ing Council (IIRC) erstellten Integrated Re-
ports), welcher zusammen mit dem Lagebericht 
nach vier Monaten veröffentlicht oder auf der 
Internetseite der Kapitalgesellschaft spätestens 
sechs Monate nach dem Abschlussstichtag 
veröffentlicht wird. In diesem Falle hat im Lage-
bericht ein Verweis auf die Unternehmensweb-
site zu erfolgen, auf welcher der eigenständige 
Bericht veröffentlicht wird. Der Aufsichtsrat hat 
seine Prüfung künftig auch auf den gesonder-
ten nichtfinanziellen Bericht zu erstrecken. 
 
Die Prüfung der nicht-finanziellen Erklärung hat 
lediglich formell durch einen Wirtschaftsprüfer 
zu erfolgen. Eine inhaltliche Prüfung der Erklä-
rung ist nicht verbindlich vorgesehen, sodass 
die Prüfungsintensität einer nicht-finanziellen 
Erklärung deutlich geringer ausfallen kann als 
die der Prüfung z. B. des Lageberichts. Auch im 
Falle einer freiwilligen Prüfung hat das Unter-
nehmen das Prüfungsergebnis zu veröffentli-
chen. Bei Veröffentlichung eines gesonderten 
nicht-finanziellen Berichts nach Durchführung 
der regulären Abschlussprüfung ist spätestens 
sechs Monate nach dem Abschlussstichtag 
eine ergänzende Prüfung im Hinblick auf die 
Abgabe des nicht-finanziellen Berichts durchzu-
führen. 
 
Für kapitalmarktorientierte Konzerne mit min-
destens 500 Mitarbeitern gelten die genannten 
vergleichbaren Pflichten ebenso. 
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 Bundestagsbeschluss zur Erbschaftsteuer-
reform 
 
Am 20. Juni 2016 - und damit äußerst knapp 
vor Ablauf der vom BVerfG bis zum 30. Ju-
ni 2016 gesetzten Frist - haben sich die Regie-
rungsparteien auf Bundesebene auf eine Re-
form des Erbschaftsteuergesetzes geeinigt. 
Aufgrund des Beschlusses des BVerfG vom 
17. Dezember 2014 sind Änderungen bei den 
erbschaftsteuerlichen Begünstigungen von 
Betriebsvermögen erforderlich. 
 
Der am 6. Juli 2015 von der Bundesregierung 
vorgelegte Gesetzentwurf wurde durch die Be-
schlussempfehlung des Finanzausschusses 
des Bundestags vom 22. Juni 2016 modifiziert 
und in dieser Form vom Bundestag am 24. Ju-
ni 2016 beschlossen. 
 
Nachfolgend die wesentlichen Inhalte des Re-
formgesetzes: 
 
· Es ist weiterhin eine Regelverschonung von 

85 % und eine Optionsverschonung von 
100 % des begünstigten Betriebsvermögens 
vorgesehen, aber es wird entgegen der bis-
herigen Regelung das sog. Verwaltungs-
vermögen grundsätzlich aus der Verscho-
nung ausgenommen. 

· Die Ermittlung des begünstigten Betriebs-
vermögens sowie des Verwaltungsvermö-
gens wird punktuell modifiziert. Dabei wer-
den u. a. Finanzmittel dem nicht begünstig-
ten Verwaltungsvermögen zugerechnet, so-
weit diese 15 % des Werts des gesamten 
Betriebsvermögens übersteigen. Verwal-
tungsvermögen von bis zu 10 % des Be-
triebsvermögens wird dem begünstigten Be-
triebsvermögen als sog. Liquiditätspuffer 
zugeschlagen (Schmutzklausel). Umgekehrt 
gilt aber Betriebsvermögen, das zu mehr als 
90 % aus Verwaltungsvermögen besteht, 
insgesamt als nicht begünstigt. Damit soll 
Steuergestaltungen, wie z. B. sog. Cash-
GmbHs, entgegengewirkt werden. Zudem
soll das Verwaltungsvermögen bei mehrstö- 

 ckigen Gesellschaftsstrukturen im Rahmen 
einer Verbundvermögensaufstellung konso-
lidiert ermittelt werden. 

· Durch eine Investitionsklausel wird im Erbfall 
erhaltenes Verwaltungsvermögen dennoch 
als begünstigtes Betriebsvermögen behan-
delt, wenn dieses nach dem Willen des Erb-
lassers innerhalb von 2 Jahren nach dem
Erbfall für Unternehmensinvestitionen ein-
gesetzt wird. 

· Wird Betriebsvermögen von mehr als 
Mio. EUR 26 je Erwerber übertragen, soll 
eine Bedürfnisprüfung erforderlich sein, so 
dass die Begünstigungen soweit nicht ge-
währt werden, als der Erwerber die Steuer 
mit der Hälfte seines Privatvermögens 
begleichen kann. 

· Anstelle der Bedürfnisprüfung kann das 
Abschmelzmodell gewählt werden. Dabei 
reduziert sich der Verschonungsabschlag 
um einen Prozentpunkt je die Prüfungs-
schwelle von Mio. EUR 26 übersteigende 
TEUR 750. Ab einem Erwerb von 
Mio. EUR 89,75 im Falle der Regelverscho-
nung bzw. Mio. EUR 90 im Falle der 
Optionsverschonung entfällt die Verscho-
nung insgesamt. 

· Familienunternehmen mit gesellschaftsver-
traglichen Verfügungs-, Abfindungs- sowie 
Ausschüttungs- oder Entnahmebeschrän-
kungen werden dadurch besonders begüns-
tigt, indem ein Abschlag auf den Firmenwert  
von max. 30 % vorgenommen werden kann. 
Die Beschränkungen müssen dazu 2 Jahre 
vor und 20 Jahre nach dem Zeitpunkt des 
Erbfalls bzw. der Schenkung vorliegen. 

· Kleinbetriebe werden zukünftig von der 
Lohnsummenregelung ausgenommen, wenn 
sie bis zu 5 Arbeitnehmer beschäftigen. Bei 
Betrieben mit bis zu 15 Mitarbeitern sind ge-
stuft geringere Anforderungen an die Lohn-
summenprüfung vorgesehen. 

· Die Ermittlung des Unternehmenswerts 
nach dem vereinfachten Ertragswertverfah-
ren wird modifiziert, indem ein dem derzeitig 
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 niedrigen Zinsniveau entsprechend geringe-
rer Kapitalisierungsfaktor berücksichtigt 
wird. Derzeit beträgt der Faktor 17,86. Die-
ser wird sich in Zukunft innerhalb einer 
Spanne von 10 bis max. 12,5 bewegen. 

· Im Erbfall kann die auf begünstigtes Vermö-
gen entfallende Erbschaftsteuer bis zu 10 
Jahre zinslos gestundet werden. Dies betrifft 
damit die bei der Regelverschonung auf die 
verbleibenden 15 % des begünstigten Be-
triebsvermögens entfallende Steuer oder die 
Steuer, die nach Durchführung der Bedürf-
nisprüfung bei Erwerben von großem Unter-
nehmensvermögen angefallen ist. 

 
Hinweis: Die Verabschiedung durch den Bun-
desrat, die für den 8. Juli 2016 vorgesehen war, 
wurde vorerst jedoch gestoppt. Die Länder-
kammer verwies den Gesetzentwurf zu Nach-
verhandlungen an den Vermittlungsausschuss 
von Bundestag und Bundesrat. Damit kann die 
vom Bundesverfassungsgericht geforderte Neu-
regelung vorerst noch nicht in Kraft treten und 
dürfte sich mindestens bis zum Herbst 2016 
verzögern. Inwiefern und wie stark sich die 
dargelegte Reform noch modifizieren wird, 
bleibt offen. 
 
E-Bilanz: Veröffentlichung der Taxonomien 
6.0 
 
Wer seinen Gewinn nach § 4 Abs. 1, § 5 oder 
§ 5a EStG ermittelt, ist für nach dem 31. De-
zember 2011 beginnende Wirtschaftsjahre ver-
pflichtet, den Inhalt der Bilanz und der Gewinn-
und Verlustrechnung nach amtlich vorgeschrie-
benem Datensatz elektronisch zu übermitteln, 
sog. E-Bilanz (§ 5b Satz 1 EStG). Um die Er-
stellung dieses Datensatzes zu ermöglichen, 
sind die von der Finanzverwaltung vorgegebe-
nen Taxonomien anzuwenden. 
 
Mit Schreiben vom 24. Mai 2016 veröffentlichte 
das BMF die Taxonomien 6.0. Schwerpunkt der 
darin enthaltenen Modifikationen ist die Berück-
sichtigung der Anpassung handelsrechtlicher 
Vorschriften im HGB durch das Bilanzrichtlinie-  

 Umsetzungsgesetz (BilRUG). So ergeben sich 
insbesondere Änderungen für die Gliederung 
der Gewinn- und Verlustrechnung. 
 
Die Taxonomien sind grundsätzlich für 
E-Bilanzen der Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31. Dezember 2016 beginnen, sowie für elek-
tronisch übermittelte Eröffnungsbilanzen, die 
nach dem 31. Dezember 2016 aufzustellen 
sind, anzuwenden. 
 
Hinweis: Es wird nicht beanstandet, wenn die 
Taxonomien bereits für das kalenderjahrgleiche 
Wirtschaftsjahr 2016 oder das abweichende 
Wirtschaftsjahr 2016/17 angewendet werden. 
Stellt ein Unternehmen seine Handelsbilanz für 
das Wirtschaftsjahr 2016 bzw. 2016/17 bereits 
unter Berücksichtigung der Gliederung nach 
dem BilRUG auf und hat es diese für steuerli-
che Zwecke zu übermitteln, kann hierfür nur die 
neue Taxonomien-Version 6.0 verwendet wer-
den, da frühere Versionen die Änderungen 
durch das BilRUG noch nicht beinhalten. 
 
Dabei ist zu beachten, dass die Übermittlungs-
möglichkeit unter Verwendung der neuen Ta-
xonomien für Testfälle voraussichtlich ab No-
vember 2016, für Echtfälle aber erst ab Mai 
2017 gegeben sein werden. 
 
Fremdvergleich auch bei Zahlungen einer 
Personengesellschaft an Schwesterunter-
nehmen 
 
Ausgaben einer Personengesellschaft sind nur 
dann gemäß § 4 Abs. 4 EStG steuerlich als 
Betriebsausgaben abzugsfähig, wenn sie be-
trieblich veranlasst sind. Beruhen die Ausgaben 
allerdings auf einer Vereinbarung mit einer Ka-
pitalgesellschaft mit (teil-)identischem Gesell-
schafterkreis, kann nach Ansicht des BFH nur 
dann ein Betriebsausgabenabzug zugelassen 
werden, wenn die Vereinbarung zivilrechtlich 
wirksam, klar und eindeutig sowie fremdüblich 
ist. Darüber hinaus bedarf es der tatsächlichen 
Durchführung. Es komme für die Notwendigkeit 
der Fremdüblichkeit auch nicht auf den Umfang 
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 der Geschäftsbeziehungen an. Der Nachweis 
sei im Falle von Vertragsbeziehungen zwischen 
(teil-)beteiligungsidentischen Gesellschaften 
grundsächlich immer erforderlich. 
 
Hinweis: Der BFH wendet somit die von der 
Finanzverwaltung entwickelten Grundsätze zur 
Anerkennung von Vergütungen von Kapitalge-
sellschaften an herrschende Gesellschafter-
Geschäftsführer oder deren nahe stehende 
Personen auch auf Personenhandelsgesell-
schaften an. Allerdings lehnt der BFH bei Nicht-
vorliegen der Voraussetzungen allein den Be-
triebsausgabenabzug ab. Ob hierin eine Ent-
nahme und ggf. Einlage durch die Gesellschaf-
ter gesehen werden kann, ist nunmehr fraglich. 
 
Doppelte AfA bei betrieblicher Bebauung 
des Ehegattengrundstücks möglich 
 
Im dem vom BFH mit Urteil vom 9. März 2016 
entschiedenen Streitfall errichtete ein Unter-
nehmer mit eigenen Mitteln ein Betriebsgebäu-
de auf einem Grundstück, das ihm und seinem 
Ehegatten jeweils hälftig gehörte. Der ständigen 
Rechtsprechung des BFH folgend wurden die 
auf dem Miteigentumsanteil des Nicht-
Unternehmer-Ehegatten entfallenden Gebäu-
deherstellungskosten als immaterielles Wirt-
schaftsgut behandelt und nach § 7 Abs. 1 EStG
unter Annahme einer betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer von 50 Jahren bereits weitge-
hend abgeschrieben. Im Wege der vorwegge-
nommenen Erbfolge wurden sowohl das Ein-
zelunternehmen als auch das Grundstück auf 
den Sohn der Ehegatten übertragen. 
 
Dazu führte der BFH zunächst aus, dass Wert-
steigerungen, die bei dem im Privatvermögen 
des Nicht-Unternehmer-Ehegatten befindlichen 
Gebäudeteils eingetreten sind, ertragsteuerlich 
nicht dem Unternehmer-Ehegatten zugerechnet 
werden, weil der für den Gebäudeherstellungs-
aufwand gebildete Bilanzposten nicht Sitz stiller
Reserven sein kann. Im Gegenzug dazu kön-
nen dafür Steuersubventionen, die nur für Wirt-
schaftsgüter des Betriebsvermögens, nicht aber 
für solche des Privatvermögens vorgesehen 

 sind, nicht in Anspruch genommen werden 
(z. B. erhöhte Absetzungen, § 6b EStG). 
 
Im Zuge der vorweggenommenen Erbfolge 
waren die Wirtschaftsgüter des Einzelunter-
nehmens, einschließlich des Gebäudeteils des 
Unternehmer-Ehegatten, vom Sohn mit den 
Buchwerten fortzuführen (§ 6 Abs. 3 EStG). Die 
im Eigentum des Nicht-Unternehmer-Ehegatten 
stehende Gebäudehälfte ist - so der BFH – aus 
dem Privatvermögen im Wege der Einlage in 
das Betriebsvermögen des Sohns gelangt und 
dort mit dem Teilwert zu bewerten. Da dieser 
Teilwert AfA-Bemessungsgrundlage ist, kann 
im Ergebnis die AfA doppelt berücksichtigt wer-
den – zunächst im Rahmen des beim Unter-
nehmer-Ehegatten gebildeten Bilanzpostens 
und nun als Minderung des beim Sohn berück-
sichtigten Gebäudewerts. 
 
Hinweis: Dem stünde lt. BFH auch nicht 
§ 7 Abs. 1 Nr. EStG – der im Streitfall zeitlich 
noch nicht anwendbar war – entgegen. Die 
Tatbestandsvoraussetzungen dieser Vorschrift 
wären nicht erfüllt, da der Nicht-Unternehmer-
Ehegatte die Gebäudehälfte vor der Einlage 
nicht zur Erzielung von Einkünften genutzt ha-
be. Beim Unternehmer-Ehegatten, dem die 
Gebäudehälfte ohnehin nie zuzurechnen war,
diente sie nicht den Überschusseinkünften, 
sondern vielmehr den Gewinneinkünften. 
 
Aufwendungen für Straßenbau, Wasser- und 
Internetanschluss als Handwerkerkosten 
absetzbar 
 
Hauseigentümer können Handwerkerkosten 
steuermindernd berücksichtigen, wenn sie sich 
an dem Ausbau einer Gemeindestraße beteili-
gen. So entschied das FG Nürnberg mit rechts-
kräftigem Urteil vom 24. Juni 2015. Es gilt je-
doch die Einschränkung, dass zwischen den 
Arbeiten am öffentlichen Straßennetz und der 
Haushaltsführung eine räumlich-funktionale 
Beziehung besteht. 
 
Hinweis: Im vorliegenden Streitfall wurde eine 
Straße ausgebaut und neue Internet- und Was 
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 seranschlüsse zu dem privaten Grundstück 
verlegt. Die Kosten wurden dem Hauseigentü-
mer in Rechnung gestellt, die als Handwerker-
kosten steuerlich berücksichtigt werden kön-
nen. Denn - so das Urteil - der Begriff Haushalt 
darf nicht zu eng ausgelegt werden und endet 
bei Maßnahmen der Daseinsfürsorge nicht an 
der Grundstücksgrenze. Da die Maßnahmen im 
unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit 
dem Haushalt durchgeführt werden, können sie 
den Hauseigentümer steuerlich begünstigen. In 
Betracht kommt somit die steuerliche Berück-
sichtigung von Aufwendungen im Zusammen-
hang mit Anschlüssen für Wasser, Abwasser, 
Strom und auch für einen Zugangsweg als 
Handwerkerkosten. 
 
Voreilige Auseinandersetzung einer Erben-
gemeinschaft führt zur Grunderwerbsteuer 
 
Mit rechtskräftigem Urteil vom 16. April 2015 
entschied das FG Rheinland-Pfalz, dass 
Grunderwerbsteuer anfällt, wenn ein Erbe im 
Rahmen einer Erbauseinandersetzung ein 
Grundstück oder ein Miteigentumsanteil an 
einem Grundstück erhält und dieses in der Fol-
gezeit mit einem anderen Miterben tauscht. 
 
Hinweis: Dieser Tauschvorgang unterliegt ge-
mäß Urteilsbegründung der Grunderwerbsteu-
er, weil die Steuerbefreiung für den Grund-
stückserwerb durch Teilung des Nachlasses 
nach § 3 Nr. 3 GrEStG bereits durch die Er-
bauseinandersetzung verbraucht ist und nicht 
ein zweites Mal genutzt werden kann. 
 
Umsatzsteuerliche Behandlung von Be-
triebsveranstaltungen 
 
Der Bund der Steuerzahler regte beim BMF an, 
den seit 2015 für bis zu zwei Betriebsveranstal-
tungen im Jahr geltenden Freibetrag von 
EUR 110 pro Arbeitnehmer einheitlich sowohl 
für lohnsteuerliche als auch für umsatzsteuerli-
che Zwecke anzuwenden. Dies lehnt das BMF 
jedoch in einem nicht offiziell veröffentlichten 

 Schreiben vom 19. April 2016 ab. Übersteigen 
bei einer Betriebsveranstaltung die Aufwendun-
gen pro Arbeitnehmer den Betrag von EUR
110, sind diese nicht unternehmerisch veran-
lasst und mithin ist der Vorsteuerabzug nicht zu 
gewähren. 
 
Hinweis: Das BMF bestätigt damit seine bishe-
rige Auffassung und geht - ungeachtet der Re-
gelung in § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a EStG - für 
umsatzsteuerliche Zwecke wie bisher von einer 
EUR 110-Freigrenze aus. 
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 UHY News 

 UHY veröffentlich neue globale Studie: 
Europäische Volkswirtschaften erheben welt-
weit die höchsten Grundverkehrssteuern auf 
Immobilien 
 
Europäische Volkswirtschaften erheben mit die 
höchsten Steuern auf Immobilien in der Welt, 
im Durchschnitt 4 % (davon Deutschland bis zu 
6,5 %!). 
 
Hohe Grundverkehrssteuern sind zwar für die 
Regierungen eine attraktive Einnahmequelle, 
allerdings behindern Sie die Arbeitsmarktmobili-
tät und Investitionen. 
 
Unsere Ergebnisse zeigen, dass Belgien die 
höchsten durchschnittlichen Grundverkehrs-
steuern für Immobilien mit 11,3 % hat. Andere 
westeuropäische Volkswirtschaften an der Spit-
ze der Tabelle sind unter anderem Frankreich 
(5,9 %) und Deutschland (5 %). Dies ist weit 
höher als der weltweite Durchschnitt von 3,3 %. 
 
Viele andere fortgeschrittene Volkswirtschaften 
haben weit niedrigere Steuersätze. Z. B. betra-
gen diese in den USA nur durchschnittlich 0,6 % 
und in Kanada nur durchschnittlich 1,8 %. Neu-
seeland und Russland haben die niedrigsten 
Steuern in der Tabelle, effektiv 0 %. 
 
Wie weisen darauf hin, dass in den Niederlan-
den die Regierung die Grunderwerbsteuer im 
Jahre 2011 von 6 % auf nunmehr 2 % reduziert 
hat, um die Wohnungswirtschaft für die Käufer 
zu stimulieren. Der niedrigere Preis gilt nur für 
Wohnimmobilien, der höhere Preis von 6 % für 
Nicht-Wohnimmobilien. 
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UHY Lauer & Dr. Peters KG und UHY Deutsch-
land AG sind ein Mitglied von Urbach Hacker 
Young International Limited, eine Gesellschaft 
nach britischem Recht, und sind Teil des UHY 
Netzwerks von rechtlich unabhängigen Wirt-
schaftsprüfungs- und Beratungsgesellschaften. 
UHY ist der Markenname für das UHY Inter-
national Netzwerk. 

 Der Inhalt des UHY NEWSletter ist nach bes-
tem Wissen und Kenntnisstand erarbeitet wor-
den, ist jedoch nicht auf die spezielle Situation 
einer natürlichen oder juristischen Person aus-
gerichtet. Die Komplexität und der ständige 
Wandel der Rechtsmaterie machen es notwen-
dig, Haftung und Gewährleistung auszuschlie-
ßen. Ohne geeigneten fachlichen Rat und ohne 
gründliche Analyse der jeweiligen Situation 
sollten aufgrund der Informationen dieses 
NEWSletter keine Entscheidungen getroffen 
werden. 
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